
 

  

Vorsitzenden 
des Finanzausschusses 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Thomas Rother 
Landeshaus 
24105 Kiel 
 
 
 
 

Kiel, 21. Mai 2013 
 

 
„Bericht der Landesregierung über mögliche Auswirkungen des EuGH-Urteils zu al-
tersdiskriminierender Bezahlung auf die Bezahlung von Beamtinnen und Beamten in 
Schleswig-Holstein“ 
Sitzung des Finanzausschusses am 23.05.2013  
 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
mit Erlass vom 27.03.2013 hat das Finanzministerium das Finanzverwaltungsamt ange-
wiesen, die dort anhängigen Verfahren wegen Besoldung aus der höchsten Dienstalters-
stufe abschlägig zu bescheiden und im Falle der Einlegung von Widersprüchen ablehnen-
de Widerspruchsbescheide herauszugeben. Den Erlass an das FVA sowie einen Muster-
widerspruchsbescheid füge ich bei.  
 
Außerdem übersende ich zu Ihrer weiteren Information das diesbezügliche Rundschreiben 
„Anträge und Klagen auf Neuberechnung der Besoldung“ des Bundesministeriums des In-
nern vom 12. März 2013. Der Vergleich mit dem Musterwiderspruchsbescheid des Finanz-
verwaltungsamtes Schleswig-Holstein macht deutlich, dass die Landesregierung eine  
Regelung gewählt hat, die im Wesentlichen dem Vorgehen der Bundesregierung für ihre 
Beamtinnen und Beamten entspricht.  
 
Zu den Auswirkungen des EuGH-Urteils sowie über die Verfahren zur Besoldung aus der 
höchsten Dienstaltersstufe werde ich in der Sitzung des Ausschusses gerne berichten.  
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 
Thomas Losse-Müller 
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DATUM Berlin, 12. März 201 3 
Al 0 3- 221 280/17#1 

BETREFF Anträge und Klagen auf Neuberechnung der Besoldung 

BEzuG Rundschreiben vom 27. Januar, 23. März und 6. Juli 2012 
Ueweils D 3- 221 280/17) 

ANLAGE - 2 -

I. 

Nach den Urteilen des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 8. September 2011 

und des Bundesarbeitsgerichts vom 10. November 2012 zur altersdiskriminierenden 

Wirkung des § 27 BAT sind eine Vielzahl von Anträgen auf Neufestsetzung der Be­

soldung eingegangen. Die (mehrheitlich im November und Dezember 2011) gestell­

ten Anträge beanstandeten das bis zum 30. Juni 2009 geltende BBesG als altersdis­

kriminierend . Dementsprechend zielten die Anträge ganz überwiegend auf eine Neu­

berechnung für Zeiträume bis zum 30. Juni 2009 ab (vgl. dazu die o. a. Rundschrei­

ben vom 27. Januar und 23. März 2012). 

ln jüngster Zeit sind , gestützt vor allem auf Vorlagebeschlüsse einer Kammer des 

Verwaltungsgerichts Berlin , die derzeit dem EuGH vorliegen , auch für die Zeit nach 

dem 1. Juli 2009 Ansprüche geltend gemacht worden. Entsprechende Forderungen 

werden - in Anlehnung an die Rechtsmeinung des vorlegenden Verwaltungsgerichts 

- mit dem Vortrag begründet, die (behauptet) altersdiskriminierende Wirkung des 
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voN? Besoldungsdienstalters nach § 28 BBesG a. F. wirke aufgrund der zum 1. Juli 2009 

erfolgten Überleitungen auch in der neuen Besoldungssystematik fort. 

Zur Bescheidung der Anträge gebe ich die nachfolgenden Verfahrenshinweise (II.). 

Zugleich bitte ich um aktualisierte Angaben zu den bereits anhängigen Klagen (111.) 

sowie um Mitteilung zur Anzahl und Inhalt der Ihnen vorliegenden , noch nicht be­

standskräftig beschiedenen Anträge (IV.); dies gilt nicht für Ressorts , deren 

Bezügebetreuung durch das Bundesverwaltungsamt erfolgt (V.). 

II. 

Ich bitte, die Ihnen vorliegenden Anträge wie folgt zu bescheiden: 

1. Alle noch offenen Anträge, die sich auf den Zeitraum bis 30. Juni 2009 beziehen, 

sind gemäß den Verfahrenshinweisen in meinen Rundschreiben vom 27. Januar 

und 23. März 2012 zurückzuweisen . 

2. Ebenfalls zurückzuweisen sind Widersprüche gegen die zum 1. Juli 2009 erfolgte 

Überleitung und alle hierauf gestützten Zahlungsanträge für Zeiträume seit dem 

1. Juli 2009. 

Die insoweit erhobenen Ansprüche sind als Widerspruch zu behandeln und ge­

mäß§ 126 Absatz 2 BBG i. V. m. § 73 Absatz 3 VwGO unter Verwendung des 

Musters in Anlage 1 zu bescheiden . 

3. Von Ruhenderklärungen (eigenen Anträgen sowie Zustimmung zu Anträgen an­

derer Verfahrensbeteiligter) ist sowohl im Widerspruchsverfahren als auch in 

Klageverfahren generell abzusehen. 

4. Bei Anträgen , die im Jahr 2013 gestellt wurden , ist für 2009 die Einrede der Ver­

jährung zu erheben. Der Widerspruchsbescheid ist a. E. (vor dem Hinweis zur 

Kostenentscheidung) um eine entsprechende Passage zu ergänzen (vgl. Formu­

lierung in Anlage 1 ). 
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sEITEJvoN? 5. Anträge auf Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder auf Wiederaufgrei­

fen des Verfahrens sind abzulehnen. Zur Begründung einer solchen Ablehnung 

verweise ich auf das Bezugsrundschreiben vom 23. März 2012 (dort unter Num­

mer 2 Buchstabe c) . Anträge auf Wiederaufgreifen sind mit den Hinweis abzu­

lehnen, dass sich die Sach- und Rechtslage seit dem Zeitpunkt, auf den sich der 

Antrag bezieht, nicht geändert hat(§ 51 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 VwVfG). 

6. Zieht im Rahmen eines Klageverfahrens das zuständige Verwaltungsgericht mit 

Rücksicht auf die beim EuGH bereits anhängigen Vorlagebeschlüsse des VG 

Berlin (EuGH-Rs. C-401/12 ff., C-440, 441/12- Specht u.a.) die Aussetzung des 

Verfahrens in - ggf. analoger- Anwendung des § 94 VwGO in Betracht und gibt 

es hinsichtlich dieses beabsichtigten Vergehens Gelegenheit zur Stellungnahme, 

so ist es nicht erforderlich , dem beabsichtigten Vorgehen des Gerichts argumen­

tativ entgegenzutreten. Es handelt sich insoweit um eine autonome Entschei­

dung des Gerichts, für die es der Zustimmung der Prozessbeteiligten nicht be­

darf. 

7. ln gerichtlichen Verfahren sind erforderlichenfalls alle Rechtsmittel (Nichtzulas­

sungsbeschwerde, Berufung, Revision) auszuschöpfen. 

111. 

Auf der Grundlage der als Anlage 2 beigefügten Übersicht bitte ich um eine aktuali­

sierte Erhebung der in Ihrem Bereich bis zum 1. März 2013 (Stichtag) zugestellten 

und noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen Klageverfahren (bitte Gesamtzahl für 

Ressort und Geschäftsbereich angeben). 

Soweit Verfahren durch das Gericht im Hinblick auf die beim EuGH anhängigen Var­

Iagebeschlüsse des VG Berlin bereits in (analoger) Anwendung des § 94 VwGO 

ausgesetzt wurden, bitte ich um gesonderten Hinweis unter Angabe des Aktenzei­

chens. 

Sofern Verfahren bereits in der Rechtsmittelinstanz sind , bitte ich um gesonderten 

Hinweis unter Angabe des insoweit befassten Obergerichts. 
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Soweit (dies dürfte nur in Ausnahmefällen der Fall sein) auch für Anträge, die sich 

auf Zeiträume nach dem 1. Juli 2009 beziehen , bereits Klagen anhängig sind , bitte 

ich ebenfalls um einen gesonderten Hinweis. 

Ich bitte um Übersendung der Angaben bis zum 10. April 2013 (per Mail an: 

D3@bmi.bund.de) und um fortlaufende Aktualisierung jeweils zum Monatsersten. 

IV. 

Zu Anträgen , die noch nicht bestandskräftig beschieden und noch nicht rechtshängig 

sind , bitte ich- ebenfalls bis zum 10. April 2013 (D3@bmi.bund.de)- um Bezifferung 

der Ihnen zum 1. März 2013 (Stichtag) vorliegenden offenen Anträge gemäß folgen­

der Unterteilung (bitte Gesamtzahl für Ressort und Geschäftsbereich): 

1. Offene Anträge insgesamt. 

2. Offene Anträge, die ausschließlich eine Neuberechnung (und Höherstufung) für 

Zeiträume bis 30. Juni 2009 verlangen. 

3. Offene Anträge, mit denen - auch oder nur - Ansprüche für die Zeit nach dem 

1. Juli 2009 erhoben werden (etwa mit dem Argument, aufgrundder Überleitung 

setze sich die - behauptete -diskriminierende Wirkung des alten Rechts fort) . 

Auch insoweit bitte ich um fortlaufende Aktualisierung jeweils zum Monatsersten. 

V. 

Eine Mitteilung nach 111. oder IV. ist nicht erforderlich , wenn die Bezügebetreuung für 

Ihr Ressort (oder Teile Ihres Geschäftsbereichs) durch das Bundesverwaltungsamt 

erfolgt. Dieses meldet entsprechende Widersprüche und Klagen insgesamt. 

Im Auftrag 

ß.. ') L--.­
Christians 
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Briefkopf 

Sehr geehrte Frau ... I Sehr geehrter Herr ... , 

Anlage 1 

in Ihrem Schreiben vom [Datum] verlangen Sie unter Berufung auf eine angeblich 

altersdiskriminierende Wirkung des Besoldungsrechts zusätzlich Besoldungsleistun­

gen. Hierzu ergeht nach§ 126 Absatz 2 des Bundesbeamtengesetzes (BBG) i. V. m. 

§ 73 Absatz 3 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) folgender 

Widerspruchsbescheid: 

1. Der Widerspruch wird zurückgewiesen. 

2. Der Bescheid ergeht kostenfrei. Aufwendungen Verfahrensbeteiligter wer­

den nicht erstattet. 

Begründung: 

Sie begründen Ihren Antrag u. a. mit der Rechtsprechung des Europäischen Ge­

richtshofes (EuGH) zu den Lebensaltersstufen und zur Überleitung im Tarifrecht. Um 

eine rasche Klärung der hier einschlägigen Rechtsfragen zu ermöglichen , werte ich 

Ihr Schreiben, auch soweit es nicht ausdrücklich so bezeichnet wurde, als Wider­

spruch im Sinne des nach § 126 Absatz 2 Satz 1 BBG erforderlichen beamtenrechtli­

chen Vorverfahrens. 

Ihr Widerspruch ist zulässig, aber unbegründet. 

Ein Anspruch auf eine Neuberechnung der Besoldung und eine darauf gestützte 

Nachzahlung von Besoldungsleistungen besteht nicht. 

Weder das Bundesbesoldungsgesetz noch das Besoldungsüberleitungsgesetz 

(BesÜG) verstoßen gegen das in der Richtlinie 2000/78/EG normierte Verbot der Al­

tersdiskriminierung oder das AGG. 
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sEITEsvoN? Im Unterschied zu der Vergütung der Tarifbeschäftigten nach dem Bundesangestell­

tentarifvertrag (BAT) stellte die Besoldung vor dem 1.Juli 2009 schon keine Alters­

diskriminierung dar. Denn anders als die im BAT festgelegte Vergütung nach Le­

bensaltersstufen knüpfte das Besoldungsrecht bis zum 30. Juli 2009 nicht an das 

Lebensalter, sondern an das Besoldungsdienstalter an, für das das Lebensalter nur 

einen pauschalierenden Berechnungsfaktor neben anderen Bestimmungsfaktoren 

bildete. 

Auf die Frage, ob die Besoldung bis zum 30. Juni 2009 altersdiskriminierend war, 

kommt es bei der Bewertung der Vereinbarkeit der Besoldungsüberleitung und des 

seit dem 1. Juli 2009 geltenden Besoldungsrechts mit dem Europarecht oder dem 

AGG letztlich nicht an. Denn ebenso wie die neue, an Erfahrungszeiten orientierte 

Besoldungsstruktur ist die hier maßgebliche Überleitung - unabhängig von der Be­

wertung des zuvor geltenden Besoldungsrechts- zulässig. Die auf die tarifrechtliche 

Überleitung vom BAT auf den Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst (TVöD) bezo­

gene Rechtsprechung des EuGH (Urt. v. 8. September 2011 , C-297/1 0 u. a.) ist auf 

die am 1. Juli 2009 im Bund erfolgte besoldungsrechtliche Überleitung übertragbar. 

Der EuGH hat die Überleitung der Tarifbeschäftigten von dem am Lebensalter orien­

tierten Vergütungssystem des BAT in den an dienstlicher Erfahrung ausgerichteten 

TVöD für zulässig erachtet, da die Überleitung der Wahrung des Besitzstands der am 

Stichtag der Überleitung vorhandenen Beschäftigten diente und eine angemessene 

Maßnahme zur Umstellung auf das neue Tarifrecht bei gleichzeitiger Vermeidung 

von Einkommensverlusten darstellte. Der EuGH hat hierzu auch auf den Übergangs­

charakter der tariflichen Überleitung abgestellt. Die genannten Gesichtspunkte gelten 

gleichermaßen für die zum 1. Juli 2009 nach den Regelungen des BesÜG erfolgte 

Überleitung der Bundesbeamten in das neue Besoldungssystem. 

[Soweit die Anträge auf Vorlagebeschlüsse des VG Berlin Bezug nehmen:] 

Die in einem Beschluss vom 10. Oktober 2012 (VG 7 K 343.12) zum Berliner Überlei­

tungsgesetz vorgetragene Ansicht des Verwaltungsgerichts Berlin, das aufgrund an­

geblich wesentlicher Unterschiede zwischen der besoldungs- und der tarifrechtliehen 

Überleitung die Übertragbarkeit der Entscheidung des EuGH zur tarifrechtliehen 

Überleitung bezweifelt, ist - auch soweit sie auf die Rechtslage im Bund bezogen 

wird - unzutreffend . Hinsichtlich Ausgestaltung und Zeitdauer der Überleitungswir-



• 
SEITE ?VON 7 

Bundesministerium 
des lnnern 

kungen ergeben sich gerade keine Unterschiede zwischen der tariflichen und der 

besoldungsrechtlichen Überleitung. 

Soweit Sie Ansprüche für [Zeiträume vor dem Beginn des Haushaltsjahres, in dem 

der Anspruch erhoben wurde] geltend machen, steht einem Anspruch darüber hinaus 

auch das Erfordernis der zeitnahen Geltendmachung im Beamtenrecht entgegen. 

Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts und des Bundes­

verwaltungsgerichts sind Besoldungsansprüche, soweit sie aus höherrangigem 

Recht oder aus Rechtsquellen außerhalb des Besoldungsrechts abgeleitet werden , 

zeitnah geltend zu machen. Die beamtenrechtliche Alimentation dient der Sache 

nach der Befriedigung eines gegenwärtigen Bedarfs aus gegenwärtig zur Verfügung 

stehenden Haushaltsmitteln (siehe nur BVerfG, Beschl. v. 22. März 1990, 2 BvL 1/86, 

zweiter Leitsatz; zuletzt BVerfG, Beschl. v. 19. Juni 2012 - 2 BvR 1397/09). Unter 

Berücksichtigung des gegenseitigen Treueverhältnisses, nach dem Besoldungsemp­

fänger Rücksicht auf die berechtigten Belange ihres Dienstherrn nehmen müssen, 

bedeutet "zeitnahe Geltendmachung", dass Ansprüche für einen bestimmten Zeit­

raum noch während des laufenden Haushaltsjahres geltend zu machen sind 

(BVerfG, Beschl. v. 24. November 1998, 2 BvL 26/91 BVerwG, Urt. v. 28. Juni 2011 , 

2 C 40/1 0). Ansprüche für [Zeiträume wie oben] scheiden daher aus. Das höchstrich­

terlich entwickelte, in ständiger Rechtsprechung bestätigte und damit rechtssicher 

festgelegte Erfordernis zeitnaher Geltendmachung ist im Hinblick auf die Gründe für 

seine Einführung auch angemessen und somit insgesamt als nationale Verfahrens­

modalität auch mit Europarecht vereinbar. 

[Bei Anträgen , die 2013 gestellt wurden und sich auch auf 2009 beziehen:] 

Soweit Sie Leistungen für 2009 verlangen , sind entsprechende Ansprüche zudem 

verjährt. 

Die Kostenentscheidung stützt sich auf§ 73 Absatz 3 Satz 3 VwGO i. V. m. § 80 Ab­

satz 1 des Verwaltungsverfahrensgesetzes. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

[Unterschrift] 


